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Informationen 

gemäß Art. 13 der Datenschutzgrundverordnung (DS-GVO) 
 
 
1. Verantwortlicher (Art. 13 Abs. 1a DS-GVO) 

 
Landkreis Vulkaneifel 

 vertreten durch Landrat Heinz-Peter Thiel 
 
Anschrift: 
Kreisverwaltung Vulkaneifel 
Mainzer Straße 25 
54550 Daun 
Telefon: 06592/933-0 
E-Mail-Adresse: info@vulkaneifel.de 

 
2. Beauftragte/r für den Datenschutz (Art. 13 Abs. 1b DS-GVO) 
 

Kreisverwaltung Vulkaneifel 
- Behördlicher Datenschutzbeauftragter - 
Mainzer Straße 25 
54550 Daun 
Telefon: 06592/933-0 
E-Mail-Adresse: datenschutz@vulkaneifel.de 

 
3. Zwecke und Rechtsgrundlage der Verarbeitung personenbezogener Daten  
    (Art. 13 Abs. 1c DS-GVO) 
 

Bearbeitung von Anträgen für Großraum- und Schwertransporte nach §§ 29, 46 StVO  
 
Rechtsgrundlagen für die Verarbeitung personenbezogener Daten sind  Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. e DS-
GVO i. V. m. § 29, 46 StVO, Online-Zugangsgesetz sowie die Nutzungsbedingungen des              
VEMAGS®-Verfahrens-Moduls. 
Die Bereitstellung der personenbezogenen Daten ist zur Bearbeitung des Antrages erforderlich. Im 
Falle der Nichtbereitstellung ist eine Antragsbearbeitung nicht möglich und der Antrag abzulehnen. 

 
4. Empfänger oder Kategorien von Empfängern (Art. 13 Abs. 1 lit. e DS-GVO) 
 und Quelle der Daten (Art. 14 DS-GVO) 
 

Empfänger oder Kategorien von Empfängern: 
 Anzuhörende Stellen / Anhörungsbehörden, ggf. deren beauftragte und verpflichtete Dritte 
 Auftragsverarbeiter 

 
Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden sowie Quelle der Daten, sofern die 
Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben wurden: 
 

Beschäftigte des Verantwortlichen 
 Identifizierungsdaten inkl. Signaturdaten 
 Kontaktdaten 
 Sachbearbeitungsdaten mit Protokolldaten 

 
Antragsteller 
 Identifizierungsdaten inkl. Unterschrifts- und Signaturdaten 
 Kontaktdaten 
 Antragsdaten (insbes. fahrzeug-, ladungs- u. fahrwegbezogene Sachdaten) mit Protokolldaten 
 Haftungserklärung 
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Beschäftigte anzuhörender Stellen und Anhörungsbehörden sowie Kontrollbehörden 
 Identifizierungsdaten inkl. Unterschrifts- und Signaturdaten 
 Kontaktdaten 
 Sachbearbeitungsdaten mit Protokolldaten 
 Ggf. durch Antragstellende, Erlaubnis- und Genehmigungsbehörde, Anhörungsbehörden oder  

anzuhörende Stellen beauftragte und verpflichtete Dritte mit Namen und Kontaktdaten der 
Bearbeiterin oder des Bearbeiters 

 
5. Übermittlung an Drittland (Art. 13 Abs. 1 lit. f DS-GVO) 
 

Eine Übermittlung der Daten an ein Drittland ist nicht vorgesehen. 
 
6. Dauer der Speicherung (Art. 13 Abs. 2a DS-GVO) 
 

Grundsätzlich werden die Daten nur solange gespeichert und aufbewahrt, wie dies für die Aufgaben-
erfüllung erforderlich ist. 
Die Antragsdaten werden frühestens 60 Monate nach Ablauf des Vorgangs gelöscht, spätestens zum 
Ende des Kalenderjahres, in dem die 60 Monate nach Ablauf des Vorgangs erreicht werden.  
Die personenbezogenen Daten der Mitarbeiter der Antragsteller werden gelöscht, sobald keine auf-
zubewahrenden Antragsvorgänge mehr im System vorhanden sind, an denen der Mitarbeiter aktiv 
gearbeitet hat. 
 

7. Betroffenenrechte (Art. 13 Abs. 2 lit. b bis d DS-GVO) 
 

Jede von einer Datenverarbeitung betroffene Person hat nach der Datenschutzgrund-Verordnung 
insbesondere folgende Rechte: 

 
 Recht auf Auskunft über die zu ihrer Person gespeicherten personenbezogenen Daten 

und deren Verarbeitung (Art. 15 DS-GVO) 
 

 Recht auf Berichtigung, soweit sie betreffende Daten unrichtig oder unvollständig sind 
(Art. 16 DS-GVO) 
 

 Recht auf Löschung der zu ihrer Person gespeicherten Daten, soweit eine der Voraus-
setzungen nach Art. 17 DS-GVO zutrifft.  
Art. 17 Abs. 3 DS-GVO enthält Ausnahmen vom Recht auf Löschung zur Ausübung der 
Meinungs- und Informationsfreiheit, zur Erfüllung rechtlicher Speicherpflichten, aus            
Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der öffentlichen Gesundheit, für öffentliche            
Archivzwecke, wissenschaftliche, historische und statistische Zwecke sowie zur Durch-
setzung von Rechtsansprüchen. 
 

 Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, insbesondere soweit die Richtigkeit der             
Daten bestritten wird, für die Dauer der Überprüfung der Richtigkeit, wenn die Daten         
unrechtmäßig verarbeitet werden, die betroffene Person aber statt der Löschung die           
Einschränkung der Verarbeitung verlangt, wenn die betroffene  Person die Daten zur              
Geltendmachung oder Ausübung von Rechtsansprüchen oder zur Verteidigung gegen          
solche benötigt werden und deshalb nicht gelöscht werden können, oder wenn bei einem 
Widerspruch nach Art. 21 DS-GVO noch nicht feststeht, ob die berechtigten Interessen des 
Verantwortlichen gegenüber denen der betroffenen Person überwiegen. 
 

 Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung personenbezogener Daten aus persön-
lichen Gründen, soweit kein zwingendes öffentliches Interesse an der Verarbeitung besteht 
das die Interessen, Rechte und Freiheiten der betroffenen Person überwiegt, oder die             
Verarbeitung der Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen 
(Art. 21 DS-GVO) dient. 

 
 Recht auf Widerruf. Wenn die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten auf Grund-

lage des Art. 6 Abs. 1a oder Art. 9 Abs. 2a DS-GVO beruht, haben Sie nach Art. 7 Abs. 3 
DS-GVO das Recht, die Einwilligung jederzeit zu widerrufen, ohne dass die Rechtmäßig-
keit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung berührt wird. 

 
8. Beschwerderecht (Art. 13 Abs. 2d DS-GVO) 

 
Jede betroffene Person hat das Recht auf Beschwerde beim Landesbeauftragten für den Daten-
schutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz, wenn sie der Ansicht ist, dass ihre                
personenbezogenen Daten rechtswidrig verarbeitet werden. 

 
Hinweis: 

Diese Informationen gelten für Informationspflichten nach Art. 14 DS-GVO entsprechend. 


